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Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

1. Abgeordneter Wie viele Auszubildende beabsichtigt die Deut- 

Zierer sehe Bundespost, in den einzelnen Sparten (tech- 

(CDU/CSU) nischer, gewerblicher, nichttechnischer Dienst) 

in der Bundespostdirektion Regensburg einzu- 
stellen, und wie sind die Zahlen gegenüber den 
vorangegangenen Jahren und im Vergleich an- 
derer Bundespostdirektionen einzuordnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


2. Abgeordneter 

Dr. Kühler 

(SPD) 


Bedeutet die Aussage des Bundesministers für 
Forschung und Technologie, Dr. Riesenhuber, 
auf der Pressekonferenz vom 16. Januar 1986, 
wonach sowohl bei der Technik des geplanten 
Brutreaktors SNR 2 selbst als auch bei seinem 
Brennstoffkreislauf noch erhebliche Entwick- 
lungsaufgaben übrig bleiben, die auch in Zu- 
kunft noch ein staatliches Engagement erfordern 
(vgl. Pressemitteilung 9/86 vom 16. Januar 
1986), daß die Bundesregierung entgegen ihrer 
Antwort auf meine Frage in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages vom 15. Januar 1986 
(Plenarprotokoll 10/186) doch beabsichtigt, 
staatliche Zuschüsse für die Planung und Errich- 
tung des SNR 2 zu gewähren, und kann die Bun- 
desregierung Angaben über die Höhe ihres 
künftigen finanziellen Engagements bei der 
Planung, Entwicklung und Errichtung des 
SNR 2 machen? 


3. Abgeordneter 

Dr. Kühler 

(SPD) 


Worin sieht die Bundesregierung die industrie- 
politische und technologiepolitische Bedeutung 
des SNR 2? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


4. Abgeordneter 

Vogel 

(München) 

(DIE GRÜNEN) 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung eine 
Änderung der Regelunterhaltsverordnung, da 
durch die im Steuersenkungsgesetz verankerte 
Halbteilung des Kinderfreibetrages ledige Müt- 
ter gegenüber dem Vorjahr steuerlich stärker 
belastet und dadurch einkommensmäßig 
schlechter gestellt sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


5. Abgeordneter 

Stlegler 

(SPD) 


Treffen Hinweise aus Kreisen der bayerischen 
Grenzpolizei und des Bundesgrenzschutzes zu, 
daß Einheiten der Bundeswehr in Amberg und in 
Neunburg v. Wald im Zusammenhang mit den 
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WAA-Demonstrationen in Wackersdorf sich zur 
Amtshüfe bereit gehalten haben, und auf welche 
Rechtsgrundlage stützt die Bundesregierung die 
Anordnung der entsprechenden Bereitschaft der 
Bundeswehr zur Amtshilfe? 


6. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Gibt es generelle Absprachen zwischen dem 
Bundesminister der Verteidigung und der Baye- 
rischen Staatsregierung über eventuelle Einsätze 
der Bundeswehr bei Konflikten in und um Wak- 
kersdorf, und auf welche Rechtsgrundlage stützt 
die Bundesregierung sich dabei? 


7. Abgeordnete 

Frau 

Weyel 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für angemessen, 
daß mit der Einberufung Wehrpflichtiger auch 
deren Mütter „dienstverpfhchtet" werden in der 
Form, daß sie als Wäscherin für die Dienstklei- 
dung ihrer Söhne im Sonntagsdienst bean- 
sprucht werden? 


8. Abgeordnete 

Frau 

Weyel 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möghchkeit, in 
der Bundeswehr die Reinigung der Dienstklei- 
dung Wehrpflichtiger so zu organisieren, daß die 
Soldaten jeweils ihre Kleidungsstücke zurücker- 
halten und die Wäsche fachgerecht behandelt 
wird, damit keine Schäden daran entstehen? 


9. Abgeordneter 

Dr. Feldmann 

(FDP) 


Treffen Presseberichte (u, a. DER SPIEGEL vom 
20. Januar 1986, S. 27) zu, daß Hauptmann Rech- 
ner in einem Disziplinarverfahren u, a. „extensi- 
ve Wahrnehmung eines Grundrechts" vorgewor- 
fen wird, und wie ist bzw. wäre dies mit dem 
Prinzip der Inneren Führung und dem Ideal vom 
„Staatsbürger in Uniform" vereinbar, das seit 
Aufstellung der Bundeswehr in immer stärkerem 
Maße auf die demokratischen Werte unserer 
freien Gesellschaft ausgerichtet wurde? 


10. Abgeordneter 

Pauli 


(SPD) 


Wie kommt die Bundesregierung zu ihrer in der 
Antwort auf meine Frage 10 (Plenarprotokoll 10/ 
189) zum Ausdruck kommenden Auffassung, 
daß es sich bei den immerhin vom Sender Freies 
Berlin und vom Westdeutschen Rundfunk ver- 
breiteten Vorwürfen gegenüber dem Hauptab- 
teilungsleiter Rüstung im Bundesministerium der 
Verteidigung um unseriöseste Verdächtigungen 
handelt? 


11. Abgeordneter 

Pauli 


(SPD) 


Was wird die Bundesregierung zur Erhaltung 
des Ansehens des Bundesministeriums der Ver- 
teidigung unternehmen, daß in Zukunft diese 
bisher nicht eindeutig dementierten und wider- 
legten Vorwürfe von anderen Rundfunkanstal- 
ten, Fernsehanstalten sowie der übrigen Presse 
nicht mehr wiederholt werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


12. Abgeordneter 

Werner 

(Ulm) 

(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung angesichts der Er- 
kenntnisse der neusten Forschung, daß mensch- 
liches Leben von der Vereinigung von Eizelle 
und Samen an existiert, die Frage der besonde- 
ren Schutzwürdigkeit des ungeborenen Men- 
schen durch den Staat von allem Anfang an einer 
erneuten umfassenden Prüfung zu unterwerfen? 


13. 


Abgeordneter 

Werner 


(Ulm) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das 
Verbot der Tötung auf Verlangen eine Insel der 
Inhumanität in unserer Rechtsordnung ist? 


14. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung der 
Landesregierung Baden-Württemberg (Richt- 
linien des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit, 
Famihe und Sozialordnung über die Beratung 
werdender Mütter gemäß § 218 b Abs. 1 Nr. 1 
StGB vom 9. Dezember 1985, Nr. V/4-7443), nach 
der eine Beratung nach § 218b StGB „in jedem 
Fall dem Schutz des ungeborenen Lebens die- 
nen" muß und „eine Beratung, in welcher der 
werdenden Mutter der Schwangerschaftsab- 
bruch empfohlen oder vermittelt wird, verfas- 
sungswidrig und daher unzulässig ist", und wird 
durch die Androhung der Verfassungswidrigkeit 
das durch den Gesetzgeber gewollte und durch 
die Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts bestätigte geltende Recht nicht ausge- 
höhlt? 


15. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Wie sind Meinungsäußerungen des Bundesmini- 
sters für Jugend, Familie und Gesundheit und 
des Bundesministers der Justiz gegen eine direk- 
te oder indirekte Aushöhlung des geltenden 
§ 218 b StGB zu verstehen, wenn gleichzeitig die 
Beachtung neuer Richtlinien als Voraussetzung 
für den Fortbestand der Anerkennung als Bera- 
tungsstelle und die Gewährung von Landeszu- 
schüssen vorgeschrieben wird, und kann eine 
objektive, alle Konflikt- und Notlagen berück- 
sichtigende Beratung unter derart einseitigen 
Vorgaben überhaupt noch als qualifizierte Bera- 
tung zur Entscheidungsfindung bezeichnet 
werden? 


16. Abgeordneter 

Zander 

(SPD) 


Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung 
getroffen, um die heute vielfach von Zivildienst- 
leistenden getragenen sozialen Dienste aufrecht- 
zuerhalten, wenn die geburtenschwachen Jahr- 
gänge auch zu einem starken Rückgang der Zahl 
der Zivildienstleistenden führen werden? 


17. 


Abgeordneter 

Zander 


(SPD) 


Welche Zahlen von Zivildienstleistenden pro- 
gnostiziert die Bundesregierung in den nächsten 
fünf Jahren? 
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18. Abgeordneter 

Löffler 

(SPD) 


19. Abgeordneter 

Löffler 

(SPD) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung angesichts der Kosten für die Behandlung 
von Karies in Höhe von etwa 2 Milliarden DM zu 
ergreifen oder zu unterstützen* mit denen auf die 
Schädlichkeit des Zuckergenusses für die Zähne 
hingewiesen wird? 

Wie beurteüt die Bundesregierung eine mög- 
liche gesetzliche Verpflichtung der Krankenkas- 
sen, über die Auswirkungen des Zuckergenusses 
auf die Zähne aufzuklären? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


20. Abgeordneter 

Dr. Weng 
(Gerlingen) 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß die Hotelbaupläne der Deutschen Bundes- 
bahn (DB) der politischen Zielsetzung , Privatisie- 
rung' zuwiderlaufen, und was wird sie tun, um 
die DB zu bewegen, ihren Hotelbettenbedarf in 
Kooperation mit Selbständigen und nicht durch 
Eigenbauten zu decken? 


21. Abgeordneter 
Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß von den Verstößen gegen die 
EG-Sozialvorschriften 82 v. H. in der Bundesre- 
publik Deutschland festgestellt werden, und 
worauf ist dieses Ergebnis zurückzuführen? 


22. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Welches Ergebnis hatten die Bemühungen der 
Deutschen Bundesbahn in der Eisenbahnerstadt 
Bebra (Zonenrandkreis Hersfeld/Rotenburg) , 
den weiteren Abbau von Bundesbahnarbeits- 
plätzen zu vermeiden (Abzug von Lokomotiven) 
und statt dessen Überlegungen anzustellen, der 
Stadt Bebra bei der Lösung ihrer schwierigen 
wirtschaftlichen Probleme durch zusätzliche Ar- 
beitsplätze zu helfen? 


23. Abgeordneter 

Dr. Schierholz 

(DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Gründen sind die Bemühungen der 
Bundesregierung bislang gescheitert, den Ju- 
nior-Pass sowie das Trampermonatsticket auch 
auf den Bereich der Bahntransitstrecken nach 
West-Berlin auszudehnen, und welche Anstren- 
gungen wird die Bundesregierung in diesem 
Sinne zukünftig unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


24. Abgeordneter 

Daweke 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vertei- 
lerschlüssel der für 1986/87 auf gestockten Städ- 
tebauförderungsmittel im Land Nordrhein-West- 
falen, und wie ist dieser Schlüssel im Vergleich 
zu anderen Bundesländern gestaltet? 
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25. Abgeordneter 
Daweke 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die in Nordrhein- 
Westfalen vertretene Auffassung, daß die Förde- 
rung der Dorferneuerung für kleinere Gemein- 
den, aber auch für Teile der neugeordneten 
Städte, nach dem gewählten Verfahren nahezu 
unmöglich ist? 


26. Abgeordneter 

Lowack 


(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, einer durch die Randlage vorgegebenen 
Schwächung des Zonenrandgebiets durch die 
Verlegung oder Einrichtung von Behördenstand- 
orten entgegenzuwirken? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


27. Abgeordneter 

Dr. Diederich 
(Berlin) 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß Bundeskanzler Kohl ein 
Schreiben des Regierenden Bürgermeisters von 
Berlin erhalten hat, in welchem Herr Diepgen 
die politisch Verantwortlichen in Bonn und Ber- 
lin darauf hinweist, daß bei der Einführung eines 
RIAS-Femsehprogramms auf Grund der beson- 
deren Rechtskonstruktion des RIAS in Zukunft 
mehr Möglichkeiten bestünden, steuernd auf die 
Sendeanstalt einzu wirken, und ist mit dieser 
Steuerung eine Beeinflussung des Programms im 
Sinne eines Regierungssenders gemeint ge- 
wesen? 


28. Abgeordneter 

Dr. Diederich 
(Berlin) 

(SPD) 


Welche Antwort hat der Bundeskanzler Herrn 
Diepgen auf sein Schreiben gegeben, und in 
welcher Art und Weise beabsichtigt die Bundes- 
regierung, auf die Programmgestaltung des 
RIAS Einfluß zu nehmen? 


29. 


Abgeordneter 

Dr. Struck 


(SPD) 


Treffen Berichte der Illustrieren Stern vom 
23. Januar 1986 zu, wonach das Bundeskanzler- 
amt den Herausgeber des Deutschen Monats- 
magazins, Kurt Ziesel, gebeten hat, „die Ange- 
legenheit Deutsches Monatsmagazin doch auf 
sich beruhen zu lassen", und wer hat diese Bitte 
ausgesprochen? 


30. Abgeordneter 

Dr. Struck 

(SPD) 


Welchen Anlaß sah das Bundeskanzleramt, da- 
für Sorge zu tragen, daß dem Deutschen Mo- 
natsmagazin genügend Anzeigenaufträge er- 
teilt werden, und trifft es zu, daß diese Zeitschrift 
jährlich 220 000 DM an die Union-Betriebs- 
GmbH als Lizenzgebühr abzuführen hat, und 
deshalb das Kanzleramt ein Interesse an ausrei- 
chendem Anzeigenaufkommen für das Deut- 
sche Monatsmagazin hatte? 


7 



Drucksache 10/4732 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


31. Abgeordneter 

Rusche 


(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß alle Bot- 
schaften und Konsulate der Bundesrepublik 
Deutschland den „Deutschland Union Dienst" 
erhalten, und besteht die Möghchkeit, für andere 
Fraktionen und Parteien ihre Pubükationen un- 
ter denselben Bedingungen zu verschicken? 


32. Abgeordneter 

Rusche 

(DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß die ausschließliche Versendung des 
„Deutschland Union Dienst" zu einer einseiti- 
gen, unausgewogenen Information der deut- 
schen Bürger im Ausland führt? 


33. Abgeordneter 
Schlaga 
(SPD) 


Ist es richtig, daß das Auswärtige Amt für die 
Fraktion der CDU/CSU den „Deutschland Union 
Dienst" an alle Auslandsvertretungen der Bun- 
desrepubhk Deutschland versendet, und gege- 
benenfalls seit wann? 


34. Abgeordneter 
Dr. Rose 

(CDU/CSU) 


BeurteÜt die Bundesregierung die Gorbatschow- 
Erklärung vom 15. Januar 1986 zu Abrüstungs- 
fragen als seriös im Sinne gegenseitigen Ver- 
trauens, oder handelt es sich nach Ansicht der 
Bundesregierung wegen der diplomatischen Ak- 
tivitäten im Vorfeld des anstehenden Parteitages 
der KPdSU um einen erneuten Propagandaver- 
such? 


35. Abgeordneter 
Dr. Rose 
(CDU/CSU) 


Teüt die Bundesregierung die Ansicht führender 
US-Pohtiker, daß der Gorbatschow-Vorschlag 
gezielt in die Phase der derzeitigen US-Haus- 
haltsprobleme gesetzt wurde, um auch von die- 
ser Seite her SDI zu verhindern? 


36. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Angriff 
von NOWOSTI in Moskau auf die Bemühungen 
der Bundesregierung, unter Berufung auf die 
KSZE-Schlußakte um die Familienzusammen- 
führung der Rußlanddeutschen besorgt zu sein 
und dafür einzutreten? 


37. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung über ihre Botschaften in 
Warschau und Prag wegen der Beschränkung 
der Fernseharbeit von ZDF und ARD in diesen 
beiden Hauptstädten durch offizielle Dienststel- 
len tätig geworden und hat Einspruch erhoben? 


38. Abgeordneter 

Toetemeyer 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 3. und 
4. Februar 1986 die Außenminister der Front- 
staaten Afrikas sich mit den Außenministern der 
Niederlande, Luxemburgs und Großbritanniens 
in Lusaka (Sambia) treffen, um über die Realisie- 
rung der im September 1985 in Luxemburg von 
den Außenministern der EG beschlossenen 
Sanktionen gegen Südafrika zu beraten? 
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39. Abgeordneter 

Toetemeyer 

(SPD) 


40. Abgeordneter 

Dr. Schierholz 

(DIE GRÜNEN) 


41. Abgeordneter 

Werner 

(Westerland) 

(DIE GRÜNEN) 


42. Abgeordneter 

Werner 

(Westerland) 

(DIE GRÜNEN) 


Hat die Bundesregierung dem Auftrag an die 
drei Außenminister zugestimmt, die Realisierung 
der Beschlüsse von Luxemburg auszusetzen und 
statt dessen zunächst in Gespräche mit Südafrika 
einzutreten? 

Welche neuen Ergebnisse haben die Konsulta- 
tionen mit den Verbündeten zur Ratifizierung der 
Genfer Zusatzprotokolle von 1977 (vgl. Gesetz- 
entwurf der Fraktion DIE GRÜNEN, Drucksache 
10/406 vom 23. September 1983) seit der letzten 
Bundestagsdebatte zu diesem Thema am 
26. September 1985 gehabt, und gedenkt die 
Bundesregierung ihrerseits den Ratifizierungs- 
prozeß bis zum Ende der 10. Legislaturperiode 
noch in irgendeiner Weise zu beschleunigen? 


Aus welchem Grund und in welcher Größenord- 
nung werden abgebrannte MOX^Brennelemen- 
te aus der Bundesrepublik Deutschland nach 
Schweden verbracht? 


Trifft es zu, daß der Transport dieses hochgifti- 
gen Atommülls über den meist frequentierten 
Passagierhafen nach Skandinavien, nämlich 
über Travemünde erfolgt, und seit wann gibt es 
solche Transporte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des innern 


43. Abgeordneter 

Reimann 


(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierung den Wider- 
spruch zwischen der Antwort, die mir der Parla- 
mentarische Staatssekretär Dr. Waffenschmidt 
auf meine Frage nach der Gefährdung der Pro- 
duktion in der Düngemittelindustrie und damit 
einer Gefährdung der Arbeitsplätze bei der An- 
wendung der TA Luft in der Fragestunde am 
15. Januar 1986 (Plenarprotokoll 10/186) gege- 
ben hat, und den erneuten Verhandlungen in 
dieser Sache? 


44. Abgeordneter 

Reimann 


(SPD) 


Wie hat die Bundesregierung das Zehn-Müliar- 
den- Volumen an Investitionen errechnet, wenn 
— wie sie mir auf meine Anfrage nach den Kosten 
der Ammoniak ab Senkungen geantwortet hat- 
ihr diese nicht bekannt waren? 


45. Abgeordneter 

Reuter 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deut- 
sche Gesellschaft für Wiederaufbau von Kern- 
brennstoffen mbH bei Gorleben in Kürze den 
Bau einer Konditionierungsanlage für abge- 
brannte Brennelemente aus Leichtwasserreakto- 
ren beantragen wird? 


46. Abgeordneter 

Reuter 


(SPD) 


Handelt es sich hierbei um ein Konzept der di- 
rekten Endlagerung abgebrannter Brennele- 
mente aus Leichtwasserreaktoren? 
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47. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 

Tatge rung, insbesondere dem Parlamentarischen 

(DIE GRÜNEN) Staatssekretär Spranger, nach Aktenlage des 

Bundesamtes für Verfassungsschutz über die 
Person des Abgeordneten Tatge vor, und wel- 
chen anderen Personen wurden sie gegebenen- 
falls mitgeteilt? 

Ist die Bundesregierung bereit, mir eine vollstän- 
dige Kopie meiner durch die Bundesregierung 
veranlaßten Akte beim Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz zukommen zu lassen? 

Sind der Bundesregierung die Auswirkungen 
der Verringerung der Ausbüdungskapazität 
beim Bundesgrenzschutz (BGS) auf die wirt- 
schaftliche und finanzielle Lage im Standort 
Bodenteich bekannt, und in welcher Form hat 
die Bundesregierung die Örtlichen Abgeordne- 
ten über die Verringerung der Ausbildungska- 
pazitäten beim BGS in vier Standorten unter- 
richtet? 

50. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Würtz rung zu ergreifen, um ähnliche Verbrechen wie 

(SPD) das der Skinheads von Hamburg an dem Türken 

Ramazan Avd zu verhindern? 


51. Abgeordneter Haben nach Ansicht der Bundesregierung geän- 

Ströbele derte Anweisungen oder Praktiken des Bundes- 

(DIE GRÜNEN) grenzschutzes (BGS) dazu geführt, daß seit dem 

Sommer 1985 an den Grenzübergangsstellen in 
Helmstedt in Niedersachsen wesentlich weniger 
Flüchtlinge aus den Ländern Afrikas und Asiens 
aus den Zügen und Fahrzeugen geholt wurden, 
die keinen gültigen Sichtvermerk für die Bun- 
desrepublik Deutschland vorweisen können, 
und andererseits die Zahl der Flüchtlinge, die 
vom BGS an der Weiterfahrt gehindert und in 
Lagern und Unterkünften in Helmstedt und Um- 
gebung neu untergebracht werden, von Monat 
zu Monat stark angestiegen ist (von November 
1985 bis Dezember 1985 um ca. 50 v. H.), oder 
wie sonst erklärt die Bundesregierung diesen 
Vorgang? 

52. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Wünsche der west- 

Ströbele liehen Nachbarländer der Bundesrepublik 

(DIE GRÜNEN) Deutschland, insbesondere Frankreichs, der Nie- 

derlande und der Schweiz oder Absprachen, 
Vereinbarungen und Gespräche mit diesen Län- 
dern bekannt, wonach Flüchtlinge, die über die 
DDR-Grenze ohne gültigen Sichtvermerk für die 
westlichen Nachbarländer einreisen, die Durch- 
reise durch die Bundesrepublik Deutschland ver- 
weigert werden soll, und was ist seitens der Bun- 
desrepublik Deutschland oder ihr nachgeord- 
neter Dienststellen in diesem Zusammenhang 
veranlaßt worden? 



48. Abgeordneter 

Tatge 

(DIE GRÜNEN) 
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53. Abgeordnete 

Frau 

Borgmann 

(DIE GRÜNEN) 


Wie sah die von Staatssekretär Kroppenstedt 
in der Fragestunde vom 22. Januar 1986 (Plenar- 
protokoll 10/189) für das Jahr 1983 zugegebene 
Polizeizusammenarbeit mit der Republik Süd- 
afrika im einzelnen aus, und wann wurde die 
Zusammenarbeit in den einzelnen Teübereichen 
abgebrochen? 


54. Abgeordnete 

Frau 

Borgmann 

(DIE GRÜNEN) 


Hält es die Bundesregierung für vereinbar mit 
der Pflicht eines Beamten, aktiv für die „freiheit- 
lich demokratische Grundordnung" im Sinne des 
Grundgesetzes einzutreten, wenn ein Beamter 
— wie im Fall eines BKA-Mitarbeiters — sich aktiv 
für das rassistische Apartheidregime Südafrikas 
einsetzt und dies durch Aufstellen einer südafri- 
kanischen Flagge auf seinem Dienstschreibtisch 
demonstriert? 


55. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Welche Unterschiede (Tonnen/a) in bezug auf 
Schadstoffemissionen und Investitionen in der 
Wirtschaft hätte die vom Bundesrat am 18. Okto- 
ber 1985 beschlossene TA Luft verglichen mit 
der Vorlage der TA Luft, die Bundesminister 
Dr. Zimmermann am 24. Juli 1985 in einer Pres- 
seerklärung vor stellte, bewirkt? 


56. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wie würde sich die jüngst bekanntgewordene 
Version der TA Luft ~ siehe Punkte 1 bis 4 des 
Schreibens von Kabinettsmitgliedern an die Re- 
gierungschefs der unionsregierten Bundeslän- 
der, veröffentlicht in der Frankfurter Rundschau 
vom 20. Dezember 1985 - in bezug auf eine Ver- 
änderung von Schadstoffemissionen (Tonnen/a) 
und Investitionen in der Wirtschaft auswirken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


57. 


Abgeordneter 

Huonker 


(SPD) 


Welche altersvorsorge-, wohnungseigentumspo- 
litischen oder steuersystematischen Gründe ha- 
ben die Bundesregierung bewogen, in § lOe 
EStG in der Fassung des Gesetzentwurfs zur 
Neuregelung der steuerlichen Förderung selbst- 
genutzten Wohneigentums die Berücksichtigung 
der Grundstückskosten auszuschließen, obwohl 
es sich bei dieser Regelung nicht um einen Ab- 
setzungs-, sondern um einen Sonderausgaben- 
tatbestand handelt und sogar bei der bisherigen 
Berücksichtigung der Bausparverträge als Son- 
derausgaben in § 10 Abs. 1 Ziffer 3 und Abs. 6 
Ziffer 2 EStG in Verbindung mit Abschnitt 92 
Abs. 2 Ziffer 2 der Einkommensteuerrichtlinien 
anerkannt ist, daß Bausparbeiträge und -darie- 
hen zum Erwerb von Bauland verwendet werden 
können? 
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58. Abgeordneter 

Huonker 

(SPD) 


Um welchen Betrag müßte auf der Basis der von 
der Bundesregierung bei der Berechnung der 
finanziellen Auswirkungen dieses Gesetzent- 
wurfs zugrunde gelegten Annahmen der Höchst- 
betrag von 300 000 DM gesenkt werden, wenn 
man in § 10 e EStG und bei Abzug von der Steu- 
erschuld auch die Grundstückskosten aufkom- 
mensneutral in die Bemessungsgrundlage einbe- 
ziehen würde? 


59. Abgeordneter 

Dr. Spöri 

(SPD) 


60. Abgeordneter 

Dn Spöri 
(SPD) 


Trifft die Aussage von Bundesminister Dr. Stol- 
tenberg (BMF-Nachrichten 3/86 vom 15. Januar 
1986), bei den Wohnungsbauprämien seien im 
Haushalt 1985 0,2 Milliarden DM „wegen uner- 
wartet rückläufiger Brutto- Sparleistung" nicht 
abgeflossen, in Anbetracht der Tatsache zu, daß 
schon im Jahr 1984 in diesem Bereich Minder- 
ausgaben in ähnhcher Höhe eingetreten sind? 


Wenn nein, welches sind die wirkhchen Gründe 
für diese Differenz zwischen Haushaltsansatz 
und Haushalts-Ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


61. Abgeordneter 
Kalisch 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß wissen- 
schaftlichen Erkenntnissen zufolge auch der Be- 
reich Mitteleuropa als geologisch unstabil gilt, 
zumal hier in den vergangenen 600 Jahren etwa 
zwei Dutzend schwere Erdbeben registriert 
wurden? 


62. Abgeordneter 
Kalisch 
(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 

Hansen 

(Hamburg) 

(SPD) 


64. Abgeordneter 

Hansen 

(Hamburg) 

(SPD) 


65. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Welche vorbereitenden Maßnahmen hat die 
Bundesregierung für den Fall des Eintritts derar- 
tiger Naturkatastrophen zur Linderung der Fol- 
gen für die Bevölkerung bereits getroffen, und 
welche Maßnahmen gedenkt sie ergänzend zu 
ergreifen? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß eine 
Angleichung der teilweise die Verbraucher be- 
nachteiligenden unterschiedlichen Regelungen 
zwischen der Fernwärmeverordnung und der 
Heizkostenverordnung beabsichtigt ist, und zu 
welchem Zeitpunkt ist mit einer solchen Anglei- 
chung zu rechnen? 

Welches Ergebnis hatten gegebenenfalls Ge- 
spräche und sonstige Kontakte der Bundesregie- 
rung mit den Vertretern der Energiewirtschaft 
zum Thema Angleichung der unterschiedlichen 
Regelungen zwischen Fernwärmeverordnung 
und Heizkostenverordnung? 

Liegen der Bundesregierung empirisch fundierte 
Aussagen vor, die bestätigen, daß Leistungswille 
und Leistungsbereitschaft unselbständig Be- 
schäftigter mit zunehmenden Einkommen nach- 
lassen? 
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66. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Theorie vom nachlassenden Leistungswillen 
bei steigenden Einkommen auch auf die Mitglie- 
der von wissenschaftlichen Beiräten zutrifft? 


67. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Wissenschaftlichen Beirates beim Bundesmini- 
ster für Wirtschaft, daß Leistungswille und Lei- 
stungsbereitschaft auf Grund der Steuerbela- 
stung mit zunehmenden Einkommen nach- 
lassen? 


68. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Beirates, daß der Leistungswille zunehmend mit 
der Höhe des Einkommens nachläßt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


69. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung bei den Verhandlungen im Ministerrat der 
Europäischen Gemeinschaft, um sicherzustellen, 
daß die EG -Kommission mit den Lieferländern 
von Getreidesubstituten ein Stillhalteabkommen 
abschließt, da sonst jede Produktionsaufgabe 
von Getreide in der Europäischen Gemeinschaft 
sinnlos wäre? 


70. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen auf dem EG-Getreide- 
markt erwartet die Bundesregierung durch die 
verstärkten Anstrengungen in den USA bei der 
Produktion von Bioäthanol aus Mais? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


71. Abgeordneter 

Müller 

(Wesseling) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Erfolg 
der Umschulungsmaßnahmen für Arbeitslose 
durch die Bundesanstalt für Arbeit? 


72. Abgeordneter 

Müller 

(Wesseling) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist die Zahl derer, die nach Abschluß 
der Maßnahmen vermittelt wurden, und in 
welche Berufe hinein geschah dies? 


73. Abgeordneter 
Kirschner 
(SPD) 


Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung 
in den letzten fünf Jahren die Beschäftigung 
Schwerbehinderter in den Landesdienststellen 
der einzelnen Bundesländer entwickelt, und in 
welchem Umfang sind in den einzelnen Landes- 
haushalten 1986 Mittel für die Ausgleichsabgabe 
eingestellt? 
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74. Abgeordneter Welche Erkenntnisse hegen der Bundesregie- 

Kirschner ning über die Beschäftigung Schwerbehinderter 

(SPD) in den Kommunen vor, und welche Maßnahmen 

sind nach Auffasung der Bundesregierung erfor- 
derhch, um den Kenntnisstand grundlegend zu 
verbessern? 


Bonn, den 24. Januar 1986 
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